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FREIHEIT, SC HÖN ER GÖTTERFUNl<EN! 

Vor dem Thron 
haltgemacht 
von RÜDIGER HACHTMANN 

Weil der Monarch nachgab, kratzte die Revolution 
in Preußen nur an der Oberfläche des Systems 

A ndere Revolutionen würden „gar 
nicht zum Ausbruch gekommen 
oder im Entstehen unterdrück t 

wo rden se in, wenn sie ihr nächstes Ziel 
in den ersten 16 Stunden wie in Berlin 
erreicht hätten", resümierte Hans Victor 
von Unruh, letzter Präsident der Preußi-
schen Na tionalversammlung und seit 
1867 eine der führenden Persön lichkei-
ten der Nationalli beralen, drei Jahre 
nach der Revolution von 1848. ln der Tat 
überstürzten sich d ie Ere ignisse in der 
preußischen Revolut ion. Demokraten 
und Libera le wogen sich nach dem 18. 
März zunächst in der Illusion, alles sei 
erreicht - und bemerkten zu spät, daß 
nur die Oberfläche des überkommenen 
politischen Systems angekratzt war. 

Obwoh l in Preußen und anderen Staa-
ten Europas Zensur, Versammlungs- und 
Vereinigungsverbote auf der Gesellschaft 
lasteten, schlug die Pariser Februarrevo-
lution wie „e in Blitz aus heiterem Him -
mel" ein (so eine häufig gebrauchte Me-
tapher). Nicht mit dem Schweizer Son-
derbundskrieg vom November 1847 als 
Auftakt der europä ischen Revolution 
von 1848 oder mit dem „Revolutiön-
chen" am süd lichen Ra nde des dama li-
gen Europa , im Königreich der beiden 
Sizi lien Ende Januar, ·ondern erst mit 
den Pariser Ereignissen vom 22. bis 24. 
Februar 1848 wußten sich die Zeitge-
nossen am Beginn eines europaweiten 
revolu tionären Umbruchs - in Preußen 
und den übrigen deutschen Staaten. 

Kö ln wa r d ie erste preuß ische Stadt, 
d ie durch das „Krähen des gallischen 
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Ha hns" (Heinrich Heine) aus dem po-
litischen Schlaf gerissen wurde. Am 3. 
März versa mmelten sich fünftausend 
Menschen vor dem Rathaus, um dem 
Kölner Gemeinderat „ Vo lksfo rderun-
gen" nach Presse-, Versamm lungs- und 
Vere inigungsfreiheit zu übergeben. In 
Berlin begann man in der zweiten März-
woche mit anfangs „polizeimäßiger Be-
sonnenheit" dieselben Forderungen zu 
diskutieren. Die Versammlungen im 
Tiergarten der vierhunderttausend Ein-
wohner zä hlenden Metropole, die schon 
bald Zehntausende Menschen anzogen, 
verliefen freilich chaotisch. In der Haupt-
stadt wie übera ll in Preußen mußte man 
erst noch lernen, Politik zu machen. 

Dennoch, angeheizt durch Überreak-
tionen der Soldaten, kam es bereits im 
Vorfeld der Märzrevolution zu Ausein-
andersetzungen mit dem Mi li tär, d ie auf 
Seiten des Volkes mehrere Tote und zahl-
reiche Verletzte forderten. Das Mißver-
ständnis vom 18. März 1848 war pro-
grammiert: Die Krone fürchtete eine Re-
volution, die die übergroße Mehrhe it 
der Berl iner gar nicht woll te; das Volk 
witterte Verrat. Zwei von Soldaten verse-
hentlich ausgelöste Schüsse brachten das 
Gemisch aus Mißtrauen, Furcht und Hoff-
nungen zur Explosion. Der opferre iche 
Sieg des Volkes in den Barrikadenkämp-
fen verwandelte die politische Landschaft , 
Preußens und Deutschlands schlagartig. 

Vielen Repräsentanten des alten Sy-
stems und namentlich zahlreichen tra-
dition bewußten Offizieren war der Sieg 
der Revolution Schock, Schmach und 
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Folge angeblicher Schwäche des Königs. 
Sie verkannten freilich, daß der Kampf 
in der Hauptstadt für d ie Krone viel-
leicht mi li tä risch zu gewinnen gewesen 
wäre, keinesfa lls jedoch po litisch. Auf 
den Bahnhöfen in Stettin, Frank-
furt/Od er, Magdeburg und weiteren 
preußischen Städten wa rteten bewaffne-
te Bürger darauf, den Bewohnern Ber-
lins zu Hilfe zu eilen . Länger andauern -
de Kämpfe in der Hauptstadt hätten d ie 
Revolut ion zu einem Flächenbrand ge-
macht und die freiheitli che Bewegung 
selbst rad ikalisiert - m it unabsehbaren 
Folgen für die Hohenzollernmonarch ie. 

Anderswo begann die libera ldemo-
kratische Bewegung bereits entschiede-
ner aufzutreten als in der Hauptstadt 
selbst. In Breslau beispielsweise hatten 
am 19. März, noch bevor d ie Berliner Er-
eignisse bekanntwurden , 10 000 Me n-
schen vor dem Rathaus eine „wirkli che 
Volksvertretung" gefordert. Die Nach-
r ichten aus Berlin wirkten dann in der 
schles ischen Regiona lmetropole wie ein 
Stich ins Wespennest. Der Bahnhof wur-
de besetzt, Freiwill ige zur Unterstützu ng 
Berlins rek ruti ert und Schienen aufge-
r issen, um Truppentransporte zu ver-
hindern. Darüber hinaus übernahm in 

PREUSSEN 

Triumph für eine Nacht: 
Arbeiter und Bürger 
Seit' an Seit' auf der 

Barrikade in der 
Breiten Straße am 
18./ 19. März 1848 

Zeitgenössische Lithographie 
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FREIH E IT , SCHÖNE R GÖT TERFUN K E N ! 

Nach der Schlacht: 
Eduard Gaertners 
berühmtes Aquarell 
von der Barrikade in 
der Breiten Straße 

46 ZEI LJ> unkt e 1/98 

Breslau am 20. März ein Sicherheitsaus-
schuß de facto die Macht, der ein breites 
politisches Spektrum bis hin zu Linksli-
beralen und Demokraten vereinte. Die 
Vorgänge in Breslau sowie überhaupt in 
dem von Friedrich 11. annektierten 
Schlesien und ebenso in den Rhein lan-
den, die gleich fa lls drohten von Preußen 
abzufa llen, zeigten: Je schwächer die hi -
storische Bindung an die preußischen 
Kern lande, desto größer di e Gefahr für 
den inneren Zusammenhalt der ange-
schlagenen Hohenzollernmonarchie. 

1 ndem Fr iedri ch Wi lhelm IV. a m 
19. März und in den folgen den 11igen 
dem Druck vo n unten nachga b, 

Preußen in eine parlamentarische Mon-
archie umzuwa ndeln, und außerdem den 
nat ionalen Einigungswünschen nachzu-
geben schien, bewirkte er vor allem eins: 
Im Unterschied zu Paris, im Gleichklang 
hingegen m it der Entwicklung in den 
meisten europäischen Staaten, machte 
die Revolution vor dem Thron ha lt. Das 
Zurückweichen des Monarchen 
gleichgültig, aus welchen Motiven her-
aus es geschah - erwies sich, im nach-
hinein betrachtet, als außerordentlich ge-
schickt. H inzu trat d ie Schwäche der 

Märzbewegu ng. Die verschiedenen po-
litischen Strömungen, die sich im Unter-
schied zum Südwes ten Deutschlands in 
Preußen erst herauskristalli sieren muß-
ten, wa ren sich led iglich in der Ableh -
nung der drückenden Vormärzverhält-
nisse einig. Sie seien, konstatierte der Li-
berale von Unruh im Jahre 185 1„,ohne 
bestimmtes, positives Ziel aufgetreten" 
und hätten „sich damit begnügt, ein ver-
haßtes System nur zum Schweigen ge-
bracht zu haben, ohne dessen Organ is-
mus zu zerstören". Vielen der intern zer-
strittenen Libera len gingen außerdem 
die Märzerrungenschaften bald zu weit; 
nicht we nige entpuppten s ich als ent-
schiedene Gegner „demokrat ischer An-
arch ie". Die Demokraten wiederum, als 
Partei nicht m inder frakti oniert als die li-
bera le Konkurrenz, vertrauten zunächst 
dem Monarchen und seinen Mä rzkab i-
netten. Enttäuscht von der Politik der 
Regierungsliberalen, wandelten sich die 
meisten Demokraten ers t im Laufe des 
Frühsommers zu Republi kanern. 

Zwar schlugen den (heute würde man 
sagen:) demokratischen Linksintellek-
tuellen aus den städtischen Unterschich-
ten in wachsendem Maß politische Sym -
pathien entgegen; dafür rückten jedoch 
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die bessergeste ll ten Bevölkerungskreise 
von den demokratischen Kl ubs ab. Spä-
testens seit dem Hochsommer 1848 
tr ieb die Angst um wirtschaftliche und 
politische Stab ili tät d ie Mehrheit des 
Bürgertums und der Mittelschichten an 
di e Seite der Krone. Ve rgeblich versuch-
te die frühe Arbeiterbewegung, pro-
grammatisch eher auf einen modernen 
Sozialstaat als auf die Errichtu ng einer 
sozialistischen Gesellschaft orientiert 
und eng mit der demokra tischen Bewe-
gung lii ert, ein Bündnis zwischen Bür-
gern und Arbeitern zu k nüpfen. 

A ngesichts einer Vielza hl unter-
schiedlichster Problemlagen und 
Interessen war schon ein Erfolg 

allein der städtischen Revolution wen ig 
wa hrscheinlich. Zusätzlich erschwer t 
wurde ein Sieg der Revolution dadurch , 
daß Preußen, wie die meisten europäi-
schen Staaten, eine agrarisch geprägte 
Gesellschaft war. Obgleich Preußen be-
reits in der zweiten Hälfte der vierziger 
Jahre des 19. Jahrhunderts zu den am 
stärksten industrialisierten und urbani-
sierten Ländern Europas gehörte, lebten 
mehr als siebzig Prozent der Gesamtbe-
völkerung auf dem Land. Anfangs war 
freilich auch in weiten agrar ischen Re-
gionen die Unruhe groß. Vor allem in 
Schlesien rumorte es unter Landlosen, 
Kleinstbesitzern wie größeren Bauern 
gewaltig. Provoziert durch die zunächst 
harsche Ablehnung der Forderungen nach 
Aufhebung der Patrimonialgerichtsbar-
keit sowie des überkommenen gutsherr-
lichen Jagdrechts auf Bauernland und 
nach Streichung der verbliebenen Ablö-
sezahlungen, die die ehemaligen Leibei-
genen noch zu leisten hatten, bildeten 
sich in Schlesien bis August 1848 200 de-
mokratisch orientierte Rustikalvereine 
mit etwa 200 000 Mitgliedern. 

Die Angst vor einem revolutionären 
Bündnis von Stadt und Land ließ die 
Krone einlenken . Ende 1848 wurden 
deutlich gü nstigere Bedingungen für die 
restlichen Ablösezahlungen festgesetzt 
und das traditionelle Jagdrecht zum Är-
ger vieler Junker entschädigungslos auf-
gehoben, Anfang 1849 dann die 2000 
Patrimonialgerichte durch staatliche 
Kreisgerichte ersetzt. 

Mehr noch als gegen 
König Friedrich Wilhelm IV. 
richtete sich die Wut 
des Volkes gegen seinen 
Bruder, Kronprinz 
Wilhelm, den späteren 
Ka iser Wilhelm 1. 
„Kartätschenprinz" 
wurde er genannt, weil 
er den Vorschlag gemacht 
hatte, die Barrikaden 
durch Artillerie 
zusammenschießen 
zu lassen. Nachdem er 
geflüchtet war, wurde 
sein Palais zum 
„Nationaleigentum" erklärt 
Zeitgenössische Li thogrnph ie 

PREU SSEN 

Anachronistisches 
Selbstbild: Friedrich 

Wilhelm IV. in der Pose 
des Sonnenkönigs 

Ölportra it eines 

unbekannten Künst lers , um 1855 
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FRE IH EIT, SC HÖN ER GÖTTERFUNKEN ! 

Geschwächt wurde di e preußische 
Märzbewegung außerdem durch die 
Frage, unter welchen poli ti schen Vorzei-
chen d ie deutsche Ein igung zustande 
kommen und wie m it nationa len Min-
derh eiten umgegangen werden solle. 
Preußen (das wird gern vergessen) war 
ein Staat zweier Nationen, der deutschen 
und der polnischen. Die Berliner März-
revolution ließ poln ische Patrioten hof-
fen, nun würde nach mehr als einem hal-
ben Jahrhundert der Teilung unter den 
Großmächten Rußland, Österreich und 
Preußen endlich die Zeit staa tlicher Sou-
veräni tät anbrechen. Zwar versprach 
Friedrich Wilhelm IV am 24. März un -
verbind lich d ie „nationale Reorganisati -
on des Großherzogtums Posen"; gleich-
ze itig jedoch erklärte er apodiktisch, 
daß er nich t daran denke, seine „schöne 
blühende Provinz" Posen zum Kernei-
nes selbstä ndigen Polens werden zu las-
sen. Daß di e Polen auf die Verweigerung 
der Unabhängigkeit mit Aufständen -
die von schlimmen Pogromen gegen in 
Posen lebende Juden begleitet wa ren -

48 ZEIT P_un.Ju_e 1 /98 

reag ieren würden, war abzusehen; sie 
wurden Ende April, Anfang Mai 1848 
von einem massiven Militä raufgebot ri-
goros niedergeschlagen. 

D em östlichen Nachbarvolk soll -
te - darin war sich die preußi-
sche Öffent li chkeit bis hin zu 

den Linksliberalen mit der Krone einig 
- das Recht auf natio nale Selbstbestim-
mung mit derselben Selbstverständl ich-
keit vorenthalten werden , wie es fü r die 
Deutschen in Schleswig-Holstein in An-
spruch genommen wurde. Das „höhere 
Lebens- Element, d ie gereiftere, durchge-
bildetere Volkstüm lichkeit" sei ein Segen 
auch für di e okkupier ten Gebiete und 
dürfe einem souveränen Polen als der 
„unreiferen Na tionalität" ni cht „aufge-
opfert" werd en, erklärte zum Beispiel 
die in Berlin beheimatete liberale Spe-
nersche Zeitung. Mit ihrem bekannten Be-
schluß vom 24. Juli 1848, der den Traum 
der Polen von einem selbständigen Staat 
endgültig zunichte machte, sanktionier-
ten die Abgeordneten der Paulskirche 

Berlin, 22. März 1848: 
Die Aufbahrung der 

Märzgefallenen. 
Aus Enttäuschung 
über den weiteren 

Verlauf der Ereignisse 
ließ Adolph Menzel 

das Bild unvollendet 
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letztlich nur d ie von der preußischen 
Krone gescha ffe nen Fakten; sie durften 
sich dabei eines breiten Rückhalts in 
bürgerlichen Schichten sicher sein. 

Fas t zeitgleich wie in Frankfur t tra t 
auch in Ber lin eine Na tionalver-
sammlung zusammen. Im Unter-

schied zur Deutschen Nat ionalver-
samm lung blieb die preu (füche Volks-
vertretu ng fre ilich gefesselt - durch eine 
Klausel im Wahlgesetz vom April 1848, 
die vorschrieb, daß sich Preufü sche Na-
tionalversa mmlung und Krone über die 
künftige Verfassung zu „vereinbaren" 
hätten. Was geschehen solle, wenn d ies 
nicht gelang, bl ieb offen. Der Versuch der 
Linken, die Klausel zu knacken, indem 
die Abgeordneten der preußischen Kon-
stituante d ie fö rm liche „Anerkennung" 
der Berliner Märzrevo lu tion ausspra-
chen und sich dami t zum einzig ent-
scheidenden legislat iven O rgan mach-
ten, scheiterte am 8. Juni 1848 knapp. 

Die vom preußischen Abgeordneten-
haus verwe ige rte Anerkennung der 
Märzrevolution bildete wiederum den 
Hintergrund für den Sturm auf das Ber-
liner Zeughaus eine Woche später. Un -
mittelbar auslösendes Moment für di e 
Plünderung eines der zentra len Waffen-
arsenale Preußens war die Weigerung 
der kommunalen Behörden, die große 
Masse der männlichen Stadtbewohner, 

Siegerstra ßewähnten, dann war dies we-
sentlich ein Verdienst der preuß ischen 
Konstituante. Mit ihren Reformin itiat i-
ven schienen d ie Mitglieder der Preußi-
schen Nat ionalversammlung die Krone 
soga r in d ie Defensive zu drängen. Be-
schlüsse wie die nach „Abschaffung" des 
Adels oder des monarchischen Titels 
„ von Gottes Gnaden" signalisierten, wie 
sehr die preußischen Abgeordneten ge-
gen alle Widerstände Grundprin zipien 
der bürgerlichen Gesellschaft durchzu-
setzen gewillt waren . Sie vertieften damit 
all erdings zugleich den Graben zwi-
schen Preußischer Nationalversamm-
lung und den alten Eliten. Vor allem der 
vorn demokratischen Breslauer Abge-
ordneten Julius Stein formu lierte und 
von den Mitgliedern der Berliner Natio-
nalversammlung am 9. August 1848 an-
genommene, einen knappen Monat spä-
ter bekräftigte Beschluß, es konservati -
ven Offizieren zur „Ehrenpflicht" zu ma-
chen, aus der Armee auszuscheiden, setz-
te Krone und Kamarilla unter Zug-
zwang. 

Verstärkt wurde dieser Druck da-
durch, daß demokratische Ideen auch 
im Militär Eingang fa nden. Am 12. Sep-
tember revoltierten schließlich soga r 
kleinere Truppeneinheiten in Potsdam , 
am 6. Oktober in der Stadt Branden-
burg. Die Soldaten hatten zuvor die von 
der Preußischen Nat ionalversammlung 

Die 1\rmee als letzter Pfeiler der 
f-lo henzoll ern111onarchie ze igte Risse. 
])ie Gegenrevolution n1ußte handeln 

die das Bürgerrecht nicht besaßen, in die 
in der zweiten Märzhälfte gegründeten 
Bürgerwehren aufzunehmen . Daß der 
gescheiterte Zeughaussturm vom 
14./ 15. Juni, ein spontaner und hilfloser 
Versuch der Unterschichten, d ie ersehn-
te Volksbewaffnung Wirklichkeit wer-
den zu lassen, in Preußen die politische 
Wende einlei tete, war zunächst freilich 
noch nicht zu spüren. 

Wenn Demokraten und Liberale sich 
auch im Sommer 1848 weiterhin auf der 

ins Auge gefaßte Demokratisierung der 
Armee begrüßt, eigene Forderungen 
vorgetragen und wa ren deshalb diszipli-
niert worden. Die Obrigkeit sah außer-
dem mit Sorge, daß nicht selten gleich 
mehrere hundert Soldaten Volksver-
sammlungen und Sitzungen demokrati -
scher Klubs besuchten - in Berlin , Pots-
dam, Frankfurt/Oder, Köln und offen-
bar zahlreichen weiteren Städten. Die 
Armee als letzter verläßlicher Stützpfei-
ler der Hohenzollernmonarchie zeigte 

PREUSSEN 

Belagerungszustand in Berlin 
Zeitgenöss ische Ka ri katur 

Risse. Der Gegenrevoluti on lief die Zeit 
davon, sie mußte handeln . 

Gelegen ka men der Hohenzollernkro-
ne d ie gesamteuropäischen Konstell a-
tionen: Nach der blutigen Niederschla-
gung des Pariser Aufs tandes Ende Juni 
war Frankreich aus der Revolutionsbe-
wegung ausgeschert. Truppen unter Win-
d ischgrätz hatten Mitte Juni Prag, Ende 
Oktober dann das revolutionäre Wien 
unterworfen; die aufs tändischen Unga rn 
besaßen nicht die Kraft , die österreichi -
sche Hauptstadt zu entsetzen. Ma il and 
wa r seit Anfa ng August erneut besetzt, 
Venedig auf seinen Inseln iso lier t, die Si-
tuation im fernen Rom in der Schwebe. 
D ie günstige Konstell ation - dazu 
gehörte auch das Stillhalten der Pauls-
kirche - und die dadurch bedingte De-
moralisierung der Demokraten erklä rt, 
warum General von Wrangel Mitte No-
vember 1848 mit seinen Truppen in die 
pr~ußische Hauptstadt ein marschieren, 
die Bürgerwehr entwaffn en, den Bela-
gerungszustand ausru fen und die za hl -
reichen Klubs verbieten konnte, ohne 
auf nennenswerten Widerstand zu 
stoßen. 

Stadt+++ 22 . Juni: Aufstand der Arbeiter in Paris+ Straßenkämpfe ++ 24 . - 26 . Juni: 
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FREIHEIT, SC HÖNER GÖ TT ERF UNKEN! 

Die rote Monarchie oder: Preußen befriedet Deutschland 
Kar ikatu r au s der Deutschen Reichsbremse , 1849 

Auch der Preußischen Nationalver-
sammlung gelang es nicht, sich dem 
Staatsstreich der Krone erfolgreich ent-
gegenzustemmen. Der Aufruf zur Steu-
erverweigerung, den die Abgeordneten 
am 15. November in buchstäblich letzter 
Minute beschlossen, war eher ein ver-
zweifelter Hilferuf. Wirkung konnte er 
nicht entfalten. Denn das einkommens-
starke Bürgertum, an das der Aufruf nur 
ad ressiert sein konnte, war schon längst 
kein Bündnisgenosse der libera ldemo-
krati schen Bewegung mehr. Die Mehr-
heit der Klein - wie der Großbürger war 

bereit, auf die Märzfreiheiten zu ver-
zichten, wenn ihnen nur Recht, Ordnung 
und wirtschaftlicher Aufschwung garan-
tiert würde. 

lhren Wünschen kam Friedrich Wil-
helm IV. entgegen, als er am 5. Dezem-
ber 1848 aus monarchischer Machtvoll-
kommenheit eine Verfassung erließ. 
Diese oktroyierte ers te preußische Ver-
fa ssung war nicht zufällig nach dem 
Muster des liberalen belgischen Grund-
gesetzes von 183 1 gestrickt. Bereits un-
mittelbar nach der Pariser Februarrevo-
lution, am 28. Februar 1848, hatte der 

belgische König Leopold l.dem Hohen-
zollern Parlament und „ultra-liberale 
Konstitution" als eine Art po litisches 
Frühwarnsystem empfohlen, als „Mittel, 
die Stimmung und Wünsche des Landes 
zu konsultieren" zwecks „Erhaltung des 
monarchischen Prinzips", wie der Bel-
gier betonte. Die preußische Krone setz-
te diesen Ratschlag spät, aber ni cht zu 
spät um. Ausgerechnet der hochkonser-
vative Leopold von Gerlach überzeugte 
den König, der vor der Unterzeichnung 
der Verfassungsurkunde von „ein wenig 
Bauchweh" gequält wurde, mit dem 
schlagenden Argument, man dürfe kei-
nen „so großen Werth auf solche papier-
ne Verfassung legen". Hauptsache, mit 
ihr ließen sich Bürgertum und Mittel-
schichten als Bündnispartner gewinnen. 
Später könne man, argumentierte Leo-
pold von Gerlach, die Verfassung ja 
„durch Unterbauen verdünnen" und 
„antirevolutionär" verbiegen.„Papierne 
Verfassung" und ebenso zum Beispiel 
die preußische Gewerbeordnung vom 
Februar 1849, die den Interessen der 
Handwerksmeister entgegenkam, waren 
als Zuckerstücke gedacht, mit denen der 
von Mißachtung der Grundrechte und 
Repressionen gekennzeichnete Alltag 
seit 1849/50 versüßt wurde. 

D ie wieder erstarkte preußische 
Krone agierte in dieser Hin-
sicht geschickter als die maß-

geblichen Kräfte in der Habsburger-
monarchie, die bereits Ende 1851 die 
erst am 4. März 1849 gewährte Verfas-
sung ersatzlos aufhoben. Große Teile der 
besser gestellten Bevölkerungsschichten 
ließen sich auf das Bündnis mit der 
preußischen Krone darüber hinaus auch 
deshalb ein, weil der politisch „reac-
tionären" Hohenzollernmonarch ie seit 
langem der Ruf vorausging, wirtschaft-
lich sehr modernisierungsfreundlich zu 
sein . Zu erwarten stand, daß sich daran 
künftig nichts ändern würde. 

Ein weiterer Pluspunkt in den Augen 
des Bürgertums war, daß Preußen seine 
„nationale Mission" ernst zu nehmen 
schien . Die sogenannte Unionspolitik, 
begonnen an demselben Tag, an dem 
Friedrich Wilhelm IV. die ihm von ·der 
Paulskirche angetragene Krone aus 

Der französische Kriegsminister, General Cavaignac , schlägt die Erhebung blutig nieder 
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„Dreck und Letten" definitiv ablehnte 
(28. April 1849) , sah zwa r nur ein von 
den Fürsten in eigener Machtvoll kom-
menheit geschaffenes Deutschland vor 
(m it einem Parlament als Akklarnati-
onsorgan) . Aber der Verzicht auf Demo-
kratie wa r ein Preis, den das national eu-
phorisierte Bürgertum um der deut-
schen Einheit wi llen zu za hlen bereit 
war.Lediglich Demokraten und Linksli -
berale stießen sich außerdem dara n, daß 
seit 1849 die in der Verfassung forma l 
garantierten Grundrechte von den 
preußischen Behörden mit Füßen ge-
treten wurden. 

V iele nahmen fern er achsel-
zuckend hin , daß die im Novem-
ber 1848 in Preußen geschaffene 

Friedhofsruhe mit sanfte r oder brachia-
ler Gewalt auf die umliegenden Staaten 
ausgedehnt wurde. Die Brüder Ernst 
Ludwig und Leopold von Gerlach als die 
beiden Häupter der preußischen Kama~ 

rilla sorgten höchstselbst dafür, daß in 
den unruhigen benachbarten Kleinstaa-
ten „preuß ische Ordnung" einkehrte -
in Mecklenburg-Strelitz und vor allem 
in den drei anhaltischen Herzogtümern, 
wo die rad ikale Demokratie den Ver-
hältnissen nachhaltig ihren Stempel auf-
drückte und die Landtage so eindeutig 
dominierte, wie in Deutschland (mit 
Ausnahme Badens 1849) sonst nir-
gends. Die Unterdrückung der Aufstän-
de in Sachsen, der Pfalz·und in Baden im 
Frühjahr und Frühsommer 1849 zeigte 
dann unmi ßverständlich, wer in ganz 
Deutschland wieder das Sagen hatte. 

Die diplomatischen und militärischen 
Interventionen nach dem Ende der 

preußischen Revolu tion nahmen in ge-
wisser Weise die Entwicklu ng von 1866 
vorweg. Bereits in den Jahren 1848 b is 
1850 wurden Nord- und Mitteldeutsch-
land poli t isch an die kurze Leine 
Preußens genommen. Zwar endete der 
erste Versuch einer Reichseinigu ng von 
oben mit der Punktation von Olmütz 
am 29. November 1850, in der sich die 
Hohenzollernmonarchie noch einmal 
den Interessen Österreichs unterwarf. 
Aber das industriell aufstrebende 
Preußen, dessen traditi onelle Eliten 
durch den Mißerfolg der „Revolution 
von unten" an Selbstbewußtsein gewon-
nen hatten und weiterhin die politischen 
Fäden zogen, warwirtsd1aftlich und po-
li tisch für seine künftige„nationale Auf-
gabe" vorzüglich gewappnet. 

Es ist kein Zufall , daß die deutsche Ei-
nigung, nachdem sie 1848 bis 1850 im 
ersten An lauf gescheitert war, 1866 und 
1870/71 von entschiedenen Gegnern der 
Revolution nach siegreichen Kriegen 
unter pseudokonstitutionellen Vorzei-
chen verwirklicht wurde - vorn vonna-
ligen Prinzen von Preußen, dem bereits 
Mitte Mai 1848 ein Po tsdamer Demo-
krat, Max Dortu, mit geradezu prophe-
tischem Blick den Na men „Kartät-
schenprinz" verl iehen hatte, und von 
seinem Ministerpräsidenten Otto von 
Bismarck, von dem Friedri ch Wi l-
helm IV. Anfang November 1848 gesagt 
haben soll : als Minister „nur zu gebrau-
chen, wenn das Bajonett schrankenlos 
waltet". 

Rüdiger Hac htmann ist wisse nsc haft licher 
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Ein letztes Aufbäumen in der 
preußischen Rheinprovinz: Anfang Mai 
1849 wagten überall im 
Bergischen Land die Arbeiter den Aufstand 
Ze itgenöss isc hes Flugblatt 
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